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Die Wahlen in Katalonien haben – entgegen dem riskanten Vorhaben des spanischen
Ministerpräsidenten – die politische Blockade nicht zu seinen Gunsten gebrochen. Tatsächlich ist
seine Taktik gescheitert, seine Position sogar geschwächt. Sie haben jedoch auch nicht die Stellung
der drei katalanischen nationalistischen Parteien, die am 27. Oktober die Unabhängigkeit erklärt
haben, strategisch gestärkt.

Diese Parteien, Junts per Catalunya (Gemeinsam für Katalonien, kurz JuntsxCat, vormals PDeCat =
Partit Demòcrata Europeu Català = Katalanische Europäische Demokratische Partei), die
Republikanische Linke Kataloniens (Esquerra Republicana de Catalunya; ERC) und die Candidatura
d’Unitat Popular (CUP, deutsch: Kandidatur der Volkseinheit) haben eine Mehrheit im
Regionalparlament verteidigt, auch wenn sie zwei Sitze verloren haben. Wieder einmal haben jedoch
die abgegebenen Stimmen keine Mehrheit der WählerInnen für die Unabhängigkeit aufgewiesen:
der Stimmenanteil dieser drei Parteien betrug nur 47,2 Prozent. Die größte Partei im katalanischen
Parlament ist die neoliberale Anti-Unabhängigkeitspartei Ciudadanos (deutsch: StaatsbürgerInnen)
unter der Führung von Inés Arrimadas. Sie gewann 1,06 Millionen Stimmen, das sind 25,4 Prozent
der WählerInnen.

Abfuhr für Rajoy

Nichtsdestotrotz stellen diese Ergebnisse eine scharfe Abfuhr an Mariano Rajoy und seinen
„konstitutionellen“ Staatsstreich gegen die Autonomie der Provinz und ihre gewählte Regierung dar.
Berücksichtigt man die 312.000 Stimmen, 7,4 Prozent und 8 Sitze von Catalunya en Comú
(CatComu; deutsch: Katalonien Für Alle), so hat eine klare Mehrheit Rajoy und seinen Staatsstreich
abgelehnt. Dies wurde durch die Tatsache unterstrichen, dass seine Volkspartei in Katalonien
(Partido Popular de Cataluña, PPC; deutsch: Katalanische Volkspartei) unter der Führung von Xavier
García Albiol sieben ihrer elf Sitze und etwa die Hälfte ihrer Stimmen verloren hat.

Solange Rajoy in Madrid den Zugriff auf die Macht behält, kann er dank der beschämenden
Unterstützung, die er im Parlament von der spanischen Sozialistischen Arbeiterpartei (Partido
Socialista Obrero Español, PSOE) erfährt, weiter sein Gewicht in die Waagschale werfen und auf
staatliche Unterdrückung zurückgreifen. Einige der neu gewählten Abgeordneten befinden sich
derzeit im Gefängnis oder „Exil“ und können daher nicht für eine separatistische Regierung
stimmen. Obwohl sie ihre Sitze zugunsten von KandidatInnen, die auf den Parteienlisten weiter
unten stehen, aufgeben könnten, ist es wahrscheinlich, dass die Regierung und die Justiz von Madrid
sich weigern würden, eine solche Regierung anzuerkennen, und den Artikel 155 beibehalten oder
wieder anwenden wollen.

Als Zeichen dieser Absichten hat ein Richter des Obersten Gerichtshofs, Pablo Llarena Conde, am
Tag nach der Wahl die Anklagepunkte der Rebellion, der Aufwiegelung und des Missbrauchs
öffentlicher Gelder auf eine Reihe weiterer ehemaliger MinisterInnen und BeamtInnen ausgedehnt.
Tatsächlich würde die katalanische Autonomie ausgesetzt bleiben und jede noch so formale und
symbolische Missachtung durch die Regionalversammlung wird mit weiteren Festnahmen und
Repressionen einhergehen. Alternativ kann Rajoy eine spanische Parlamentswahl ansetzen, die er
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hysterisch anti-katalanisch und chauvinistisch führen würde.

Gesten der Missachtung gegenüber Rajoy bleiben wirkungslos, wenn und solange nicht eine aktive
Mehrheit der KatalanInnen, insbesondere der katalanischen ArbeiterInnen, bereit ist, über
Demonstrationen und Abstimmungen hinauszugehen und direkte Maßnahmen zu ergreifen, die als
absolutes Minimalziel die Wiederherstellung der Befugnisse einer autonomen Regierung und eines
autonomen Parlaments zum Ziel haben. Die Tatsache, dass sich eine Mehrheit der katalanischen
ArbeiterInnen gegen die Unabhängigkeit ausspricht, neben der, dass die NationalistInnen dies zu
ihrer ersten und letzten Forderung machen, bedeutet jedoch bisher, dass sich keine aktive
Einheitsfront des Widerstands gegen Rajoys Unterdrückung gebildet hat.

Perspektive

Wenn die NationalistInnen jedoch aus der Sackgasse herauskommen wollen, in der sie sich
befinden, d. h. aus dem Mangel an Rückendeckung durch soziale Kräfte, die bereit und in der Lage
sind, Maßnahmen gegen Rajoy und die PP-Regierung zu ergreifen, müssen sie sich auf unmittelbare
und brennende demokratische Forderungen konzentrieren und die Arena ihres Kampfes für ihre
Rechte auf einer gesamtspanischen Basis sehen. Obwohl die katalanischen Parteien Verhandlungen
mit Madrid gefordert haben, gibt es keinen Grund zu der Annahme, dass Rajoy jetzt substantielle
Gespräche führen wird. Nachdem er den Dämon des spanischen Chauvinismus aus der Flasche
gelassen hat, wäre es schwierig, diesen wieder dahin zurückzubringen, selbst wenn er es wollte.

Angesichts der Tatsache, dass die Partido Popular, unterstützt von der reaktionären Justiz und der
Monarchie der Bourbonen, den Nationalitäten, aus denen sich der spanische Staat zusammensetzt,
das Recht auf Selbstbestimmung vorenthält, wenn sich zudem die Konservativen nach Francos
Ableben mit der undemokratischen Konstitution von 1978 bewaffnet haben, kann es keine
verhandelte und verfassungsmäßige Lösung dieser tiefen politischen Krise geben.

Nur die Verdrängung der PP-(Minderheits-)Regierung und die Abschaffung der „Post-Franco“-
Verfassung können den Weg zu einer Lösung ebnen, die es den KatalanInnen ermöglicht, zu
entscheiden, ob sie sich von Spanien abspalten oder Teil einer Bundesrepublik sein wollen, die den
Nationalitäten des Landes eine von Madrid aus nicht mehr aufhebbare Autonomie verleiht.

DemokratInnen und SozialistInnen in ganz Spanien sollten auf der Straße und durch Generalstreik
den Rücktritt Mariano Rajoys und seiner gesamten Regierung, die Abdankung Felipe (VI.) de
Borbóns und die Einberufung von Wahlen zu einer souveränen verfassunggebenden Versammlung
fordern.

Es ist unerlässlich, diese demokratischen Fragen mit dem Ende der Sparzwangspolitik zu verbinden,
die die Massenarbeitslosigkeit, vor allem für die Jugendlichen, die zunehmende Obdachlosigkeit und
die Wiederinbesitznahme der Häuser der Menschen sowie die Verarmung der Gesundheits- und
Sozialdienste verschlimmert haben. Ein Kampf gegen diese sozialen Probleme und gegen die
Notlage von Flüchtlingen, die vor Armut und Krieg in Afrika und im Nahen Osten fliehen, kann die
ArbeiterInnenklasse im ganzen Land vereinen und die kapitalistischen Regierungen von Mariano
Rajoy und Carles Puigdemont entlarven.

In ganz Spanien sollten Gewerkschaften, linke, sozialistische Parteien und antikapitalistische
Jugendliche ihre Kräfte auf lokaler und nationaler Ebene mobilisieren, um Aktionen zu starten. Sie
müssen Ausschüsse oder Räte bilden, um den Kampf zu organisieren, um Massenkräfte zu
mobilisieren, die in der Lage sind, sich gegen die repressiven Kräfte des Staates zu verteidigen, und
um eine Revolution durchzuführen, die alle wichtigen demokratischen und sozialen Forderungen
erfüllt und die Macht der Arbeiterinnenklasse einsetzt, um deren Umsetzung zu gewährleisten. Im



Laufe dieses Kampfes muss das Ziel der Wiederherstellung einer revolutionären
ArbeiterInnenpartei, die frei von Verblendungen des Populismus und Nationalismus ist, angegangen
werden.

Im Vordergrund der Forderungen der Bewegung sollten stehen:

Die Rücknahme von Artikel 155 und die vollständige Wiederherstellung der Autonomie
der katalanischen Generalitat!
Die bedingungslose Freilassung aus dem Gefängnis und Einstellung aller Anklagen
gegen die ehemaligen katalanischen MinisterInnen und FührerInnen der
Unabhängigkeitsorganisationen!
Der Abzug der Repressionskräfte in Form der Spezialeinheiten der Polizei und der
Guardia Civil aus Katalonien und die Abschaffung der Kontrolle Madrids über die
dortige Regionalpolizei (Mossos d’Esquadra)!
Ein Ende der sozialen Kürzungspolitik, die sowohl auf spanischer als auch auf
katalanischer Ebene umgesetzt wird!
Nieder mit Rajoy und der reaktionären Monarchie! Für eine föderale
ArbeiterInnenrepublik in Spanien und Katalonien!

 


